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Abréviations

EDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren
WBK-SR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerats
EU Europäische Union
SBFI Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation
KMU Kleine und mittlere Unternehmen
WBF Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
KdK Konferenz der Kantonsregierungen
BFI Politikbereich „Bildung, Forschung und Innovation“
WBK-NR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
ITER International Thermonuclear Experimental Reactor

CDIP Conférence suisse des directeurs cantonaux de l'instruction publique
CSEC-CE Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des

Etats
UE Union européenne
SEFRI Secrétariat d'Etat à la formation, à la recherche et à l'innovation
PME petites et moyennes entreprises
DEFR Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
CdC Conférence des gouvernements cantonaux
FRI domaine politique „Formation, recherche et innovation“
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national
ITER Réacteur thermonucléaire expérimental international
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Chronique générale

Enseignement, culture et médias

Enseignement et recherche

Recherche

Die Kantone Genf, Basel-Landschaft sowie Basel-Stadt reichten im Herbst 2021 je eine
Standesinitiative ein (Kt. Iv. GE 21.320; Kt. Iv. BL 21.327; Kt. Iv. BS 21.328), die alle die
rasche Assoziierung der Schweiz an das EU-Forschungsrahmenprogramm Horizon
Europe verlangten. In den Begründungen wurde unter anderem darauf hingewiesen,
dass die Assoziierung an Horizon Europe für die Forschungslandschaft Schweiz eminent
wichtig sei und ein Ausschluss die Mobilität, die Zusammenarbeit und den
Wissenstransfer verhindere und zu einer verminderten Forschungseffizienz führe. So
werde die Schweiz von den Entscheiden zu den Programmschwerpunkten
ausgeschlossen und könne die Themenwahl nicht mehr mitbestimmen. Längerfristig
werde es durch diese Situation schwierig, Schweizer Forschende sowie Talente aus dem
Ausland in der Schweiz zu halten. Daneben wurde auch auf die Relevanz des Programms
für Schweizer KMU hingewiesen. Auch hier drohe eine Abwanderung in die EU,
insbesondere von wissensintensiven Unternehmungen.
Die WBK-SR befasste sich Anfang Februar 2022 mit dem Themenschwerpunkt Horizon
Europe und diskutierte in diesem Rahmen auch die drei Standesinitiativen. Die
Kommission beschloss, den Standesinitiativen der beiden Basel Folge zu geben; die
Behandlung der Standesinitiative aus Genf hingegen, welche darüber hinaus die rasche
Freigabe des zweiten Kohäsionsbeitrages forderte, wurde sistiert. Die Kommission
sprach sich darüber hinaus dafür aus, einen Nachtragskredit für die Finanzierung der
Übergangsmassnahmen zu sprechen sowie eine Finanzierungsbotschaft für die
Ergänzungsmassnahmen vorzulegen. 1

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 01.02.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die WBK-NR folgte im April 2022 ihrer Schwesterkommission und gab zwei
Standesinitiativen aus Basel-Landschaft und Basel-Stadt betreffend die rasche
Assoziierung der Schweiz an das EU-Forschungsrahmenprogramm Horizon Europe
Folge. 2

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 01.04.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Herbst 2022 befasste sich die WBK-SR im Rahmen mehrerer Sitzungen mit zwei
Standesinitiativen zur Assoziierung der Schweiz an das EU-
Forschungsrahmenprogramm Horizon Europe (Kt.Iv. 21.327 und Kt.Iv. 21.328). 
In ihrer ersten Sitzung Ende August 2022 kam die Kommission aufgrund eines
Gesprächs mit SBFI-Direktorin Martina Hirayama zum Schluss, dass diese angestrebte
Assoziierung in naher Zukunft nicht realistisch sei und aufgrund der voranschreitenden
Zeit – viele Forschungsprojekte des Rahmenprogramms sind bereits gestartet – auch
immer weniger attraktiv werde. Die Kommission beschloss daher mit 10 zu 1 Stimmen
(bei 1 Enthaltung), stattdessen in Umsetzung der beiden Standesinitiativen gesetzliche
und finanzielle Grundlagen zur Stabilisierung des Forschungsstandorts Schweiz zu
erarbeiten. Konkret solle die Bundesverwaltung einen Gesetzesentwurf für die
Schaffung eines bis 2027 befristeten Fonds ausarbeiten, mit welchem die
internationale Forschungszusammenarbeit und die Förderung der wissenschaftlichen
Exzellenz der Schweizer Forschung finanziert werden. 
An ihrer zweiten Sitzung im Oktober 2022 beschloss die WBK-SR mit einem
Stimmenverhältnis von 12 zu 1, den von der Bundesverwaltung zwischenzeitlich
ausgearbeiteten Vorentwurf zur Umsetzung der beiden Standesinitiativen in die
Vernehmlassung zu schicken. Aus verfahrenstechnischen Gründen entschied die
Kommission ausserdem, der ähnlich gelagerten und bislang sistierten Standesinitiative
des Kantons Genf (Kt.Iv. 21.320) keine Folge zu geben.
Im Rahmen ihrer Sitzung vom 4. November 2022 lancierte die Kommission sodann die
Vernehmlassung. Gemäss den Vernehmlassungsunterlagen sollen mit dem sogenannten
Horizon-Fonds-Gesetz nicht zusätzliche Mittel gesprochen, sondern die bereits
gesprochenen Gelder für die Schweizer Forschung gesichert werden. Auch ist
vorgesehen, dass allfällige Kreditreste im Fonds verbleiben. Das Gesetz soll dringlich
erklärt werden und beim Abschluss eines Abkommens mit der EU oder spätestens Ende
2027 auslaufen. 3

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 04.11.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Die Standesinitiative Genf (Kt.Iv. 21.320) mit dem Titel «Für eine rasche Assoziierung
der Schweiz an das Programm Horizon Europe» wurde in der Wintersession 2022 im
Ständerat behandelt. Die Initiative verlangte, dass die Schweiz den zweiten
Kohäsionsbeitrag an ausgewählte EU-Staaten so rasch wie möglich freigibt, damit die
Beziehungen zur EU stabilisiert werden könnten und die Schweiz rasch dem
Forschungsabkommen Horizon Europe beitreten könne. Die vorberatende WBK-SR
beantragte mit 9 zu 0 Stimmen bei 4 Enthaltungen, dem vorliegenden Kantonsbegehren
keine Folge zu geben. Wie Kommissionssprecher Benedikt Würth (mitte, SG) ausführte,
sprachen für die Kommission insbesondere drei Gründe gegen die Initiative: Erstens
liege die Kompetenz für Verhandlungen der Schweiz mit der EU in den Händen des
Bundesrates, zweitens sei der zweite Kohäsionsbeitrag unterdessen von beiden Räten
genehmigt worden. Drittens sei mit der Zustimmung zu den beiden Standesinitiativen
Basel-Stadt (Kt.Iv. 21.328) und Basel-Land (Kt.Iv. 21.327) und mit deren initiierten
Umsetzung das «innenpolitisch Mögliche nun aufgegleist». Anschliessend gab die kleine
Kammer der Standesinitiative Genf stillschweigend keine Folge. 4

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 08.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Rahmen der Umsetzung zweier Standesinitiativen beider Basel (Kt.Iv. BL 21.327 und
Kt.Iv. BS 21.328) eröffnete die WBK-SR im November 2022 die Vernehmlassung für ein
Horizon-Fonds-Gesetz. Der dadurch zu schaffende zeitlich befristete Fonds soll die
finanziellen Mittel zugunsten von Schweizer Forschungsstätten in der laufenden
Horizon-Programmperiode 2021–2027 besser absichern und die Nachteile infolge der
Nichtassoziierung der Schweiz an die EU-Forschungsprogramme (Horizon Europe,
Euratom-Programm, ITER und Digital Europe Programme) zumindest teilweise
kompensieren. Die Standesinitiativen forderten zwar eine Teilnahme der Schweiz bei
Horizon, wegen des blockierten Assoziierungsverfahrens habe die Kommission mit der
Fondsschaffung jedoch eine «pragmatische und verfahrenseffiziente Vorgehensweise»
als Übergangslösung gewählt, erklärte die WBK-SR im erläuternden Bericht. In den
Fonds sollen diejenigen finanziellen Mittel fliessen, die im jeweiligen Jahr im
Voranschlag für den Pflichtbeitrag der Schweiz an das EU-Programm eingestellt worden
wären. Über die verwendeten Mittel soll zudem im Sinne der Motion 22.3876
transparent kommuniziert werden. Das Gesetz soll gemäss Vorentwurf mit einer
Dringlichkeitsklausel versehen werden. 

In der Vernehmlassung, die bis Mitte Februar 2023 dauerte, gingen rund 66
Stellungnahmen ein. Unter anderem äusserten sich alle 26 Kantone, 13 politische
Parteien sowie die KdK und die EDK. Der grundsätzliche Tenor sei dabei gemäss dem
Ergebnisbericht positiv ausgefallen, 56 Vernehmlassungsteilnehmende hätten jedoch
Anpassungsvorschläge oder Einwände geäussert. Begrüsst wurde generell, dass die
WBK-SR aktiv etwas gegen die Nachteile infolge der Nicht-Assoziierung der Schweiz an
Horizon Europe unternehmen möchte. Der Fonds könne die Nachteile als
Übergangslösung teilweise kompensieren, eine Vollassoziierung der Schweiz gelte aber
weiterhin als oberstes Ziel, so der generelle Tenor (SP, FDP, Mitte, GLP, EVP,
travailsuisse, sgv, innosuisse, swissfaculty, VD, AG, BL, ZH, GE, NE, LU, SG, BE).
Befürchtet wurde jedoch etwa, dass im Zuge der Fondsschaffung finanzielle Mittel aus
anderen BFI-Bereichen gekürzt werden könnten. Einige Vernehmlassungsteilnehmende
verlangten deshalb eine klare Trennung der verschiedenen Bildungs- und
Forschungstöpfe. Unter den Kantonen äusserten etwa Zürich, Jura, Schwyz, Solothurn
und Thurgau sowie die EDK solche Bedenken. Sie forderten deshalb etwa eine stabile
Finanzierung der Berufsbildung, welche über keine gebundenen Mittel verfüge und der
andernfalls Kürzungen drohten. Die SP kritisierte, dass der Fonds und dessen
Bestimmungen die kompetitive Forschungsförderung weiter anheizten, und forderte
deshalb eine Regelung, wonach die Gelder an Forschende aller Disziplinen und Stufen
gesprochen werden. Die Mitte und die GLP erachteten die Schaffung des Fonds als
geeignet und waren der Ansicht, dass damit die bereits für Horizon Europe
beschlossenen und reservierten finanziellen Mittel direkt in den Fonds und damit an die
Forschungsprojekte fliessen könnten. Die GLP und die Grünen waren entgegen der
Meinung der SP auch davon überzeugt, dass der kompetitive Weg sinnvoll sei und die
Mittel komplementär zu bestehenden Fördermassnahmen eingesetzt werden könnten.
Die Grünen verlangten überdies, dass nicht verwendete Mittel weiterhin der Forschung
zur Verfügung stünden und nicht zurück in den Bundeshaushalt fliessen. Eine Teilnahme
der Schweiz bei Euratom erachtete die Partei jedoch als fraglich. 

Generell abgelehnt oder stark kritisiert wurde das Gesetz von FDP, SVP und
Economiesuisse. Für die FDP habe eine Vollassoziierung zwar weiterhin oberste
Priorität, die Fondslösung lehnte die Partei jedoch ab, da sie die Handlungsfreiheit des
Parlaments aufgrund der gebundenen Mittel einschränke. Stattdessen solle die

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 15.02.2023
MARCO ACKERMANN
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Finanzierung lieber über die BFI-Debatten erfolgen. Auch die SVP und Economiesuisse
waren der Ansicht, die bestehenden Ersatzmassnahmen seien besser geeignet, um den
Schweizer Forschungsplatz zu unterstützen, und erachteten das neue Gesetz als
unnötige Bürokratie. Die SVP kritisierte zudem, wie etwa der Kanton Freiburg, dass die
Vorlage das Anliegen der beiden Standesinitiative nicht umsetze, da diese eine
Beteiligung der Schweiz bei Horizon forderten. Sie teilte damit die Meinung einer
Kommissionsminderheit Stark (svp, TG), die sich für Nichteintreten auf die Vorlage
einsetzte. Weitere Präzisierungs- und Anpassungsvorschläge betrafen Bestimmungen
zur Auflösung des Fonds, zur Geltungsdauer des Gesetzes und zur Anhörung im Rahmen
der Prioritätenordnung durch das WBF. Bei Letzterer ging es vorwiegend darum, dass
BFI-Akteure bei der Erarbeitung der Projektrangfolge für die Verwendung der aus dem
Fonds entnommenen Mittel miteinbezogen werden. 5

Ende März 2023 entschied die WBK-SR einstimmig, die beiden Standesinitiativen der
Kantone Basel-Landschaft (Kt. Iv. 21.327) und Basel-Stadt (Kt. Iv. 21.328) betreffend
Massnahmen für eine Vollassoziierung der Schweiz an Horizon Europe vorerst zu
sistieren. Die Kommission nahm dazu die Ergebnisse der Vernehmlassung zu ihrem
Vorentwurf zum Horizon-Fonds-Gesetz zur Kenntnis, welchen sie im Rahmen dieser
beiden Standesinitiativen ausgearbeitet hatte. 6

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 31.03.2023
MARCO ACKERMANN

Im Januar 2024 beantragte die WBK-NR mit 17 zu 8 Stimmen, der Standesinitiative Genf
(21.320) keine Folge zu geben. Die beiden darin aufgeführten Forderungen – die
Auszahlung der zweiten Kohäsionsmilliarde und der Zugang zum Programm Horizon
Europe – seien bereits erfolgt respektive durch den kürzlich verabschiedeten
Verhandlungsmandatsentwurf mit der EU auf gutem Wege. 7

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 12.01.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) Kt. Iv. BL 21.327; Kt. Iv. BS 21.328; Kt. Iv. GE 21.320; Medienmitteilung WBK-SR vom 2.2.22
2) Medienmitteilung WBK-NR vom 1.4.22
3) Erläuternder Bericht WBK-SR vom 17.10.22; Medienmitteilung WBK-SR vom 18.10.22; Medienmitteilung WBK-SR vom
23.8.22; Medienmitteilung WBK-SR vom 4.11.22; Vorentwurf WBK-SR vom 17.10.22
4) AB SR, 2022, S. 1221
5) Ergebnisbericht Vernehmlassung vom 6.4.23; Erläuternder Bericht WBK-SR vom 17.10.22; Medienmitteilung WBK-SR vom
4.11.22; Vorentwurf WBK-SR vom 17.10.22
6) Medienmitteilung WBK-SR vom 31.3.23
7) Medienmitteilung WBK-NR vom 12.1.24
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